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Worum geht es hier?

In leichter Sprache

Menschen mit Behinderungen haben bei Bedarf

das Recht auf viele Leistungen zur persdnlichen Unterstitzung.

Wie viele Menschen beantragen Leistungen?

Wie lange dauert die Beantragung?

Wie viele Antrage werden bewilligt?

Wie viele Antrage werden abgelehnt?

Antworten zu diesen und weiteren Fragen

gibt ein neuer Bericht mit vielen Zahlen und Statistiken.
Der Bericht heiBt: Teilhabe-Verfahrensbericht.

In der Vorlage wertet der LVR diesen Bericht

flir seine eigenen Leistungen aus.

Haben Sie Fragen zu diesem Text?
Dann kdnnen Sie beim LVR in Kéln anrufen:
0221-809-2202.

Viele Informationen zum LVR in Leichter Sprache %

finden Sie hier: www.leichtesprache.lvr.de

Der Zusatztext in leichter Sprache soll zum einen die Verstandlichkeit der Vorlage
insbesondere flir Menschen mit Lernschwierigkeiten konkret verbessern, zum anderen fir
die Grundsatze der Zuganglichkeit und Barrierefreiheit im Bereich Information und
Kommunikation im Sinne der Zielrichtungen 6 und 8 des LVR-Aktionsplans zur UN-
Behindertenrechtskonvention sensibilisieren.

Mit der Telefonnummer 0221-809-2202 erreicht man die zentrale Stabsstelle Inklusion -
Menschenrechte - Beschwerden (00.300). Sie gibt oder vermittelt bei Bedarf gern
weitere Informationen. Bilder: © Reinhild Kassing.


https://leichtesprachebilder.de/artikel.php?cat_id=19&art_id=742&suchbegriff=Handy&aktion=suchen

Zusammenfassung:

Der 2. Teilhabeverfahrensbericht (THVB) mit Daten aus dem Berichtsjahr 2019 wurde am
30.12.2020 von der Bundesarbeitsgemeinschaft fir Rehabilitation e.V. (BAR)
verdffentlicht. Mit dem THVB wird angestrebt, das Leistungsgeschehen im
Rehabilitationsprozess transparent darzustellen und Steuerungsméglichkeiten zu
eréffnen. Die Rehabilitationstrager sind verpflichtet, Daten zu insgesamt 16
Sachverhalten zu erheben und an die BAR zu Ubermitteln. Auf dieser Grundlage erstellt
die BAR jahrlich einen Bericht. Fir den 2. THVB liegen Datenmeldungen von 991 Tragern
vor. Damit liegt die Meldequote bei 78,7 Prozent.

In dieser Vorlage werden ausgewdhlte wichtige Ergebnisse des
Teilhabeverfahrensberichts 2020 (Berichtsjahr 2019) mit einem Fokus auf die
Rehabilitationstrager Eingliederungshilfe (EGH) und Kriegsopferfursorge und -versorgung
(KOF / KOV) dargestellt.

Insgesamt wurden 3,2 Millionen Gesamtantréage gemeldet; davon ca. 157.000 (etwa 5
Prozent) aus dem Bereich der Eingliederungshilfe. Durchschnittlich wurden im
Tragerbereich EGH 627 Gesamtantrage gestellt - im LVR-Dezernat Soziales mit etwa
10.500 gemeldeten Gesamtantragen fir das zweite Halbjahr 2019 deutlich mehr. Der
gréBte Anteil der bundesweit in der EGH gestellten Antrage entfallt mit 70 Prozent auf
Leistungen zur sozialen Teilhabe. Der Anteil der Weiterleitungen wegen vollstandiger
Unzustandigkeit an den entschiedenen Gesamtantrégen liegt Uber alle Tragerbereiche im
Schnitt bei 8,2 Prozent, im Tragerbereich EGH bei 1,6 Prozent. Innerhalb von drei
Wochen nach Antragseingang entscheidet der leistende Trager Uber den Antrag. Der
Anteil der Fristiberschreitungen bei Entscheidungen zu Gesamtantréagen ohne Gutachten
betragt insgesamt bei allen Tragerbereichen 20 Prozent und im EGH-Durchschnitt 53
Prozent. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer vom Antragseingang bis zur
Entscheidung Uber den Antrag ist im Tragerbereich EGH hdher als im Durchschnitt aller
Tragerbereiche. Uber alle Tragerbereiche wurden 72 Prozent der entschiedenen
Gesamtantrage vollstandig bewilligt (EGH 90 Prozent), 18 Prozent abgelehnt (EGH 4
Prozent). In der EGH ist der Anteil der Falle, bei denen der Leistungsantritt zeitlich vor
dem Bewilligungsbescheid liegt, mit 57 Prozent deutlich hdher als im Durchschnitt der
Reha-Trager (17 Prozent). Von allen entschiedenen Widerspriichen und Klagen entfallt
nur ein sehr geringer Anteil, unter 1 Prozent, auf die EGH.

Der 2. THVB zeigt die Vielfalt in der Praxis der Reha-Trager trageriibergreifend und
innerhalb der Tragerbereiche auf. Bei der Einordnung der Ergebnisse sind
tragerspezifische Rahmenbedingungen zu beachten. Zum Beispiel ist die
Uberdurchschnittlich lange Bearbeitungsdauer bis zur Entscheidung in der EGH haufig auf
eine komplexe, personenzentrierte und daher zeitaufwandige Bedarfsfeststellung und das
verspatete Nachreichen von notwendigen Unterlagen durch den Antragstellenden
zuriickzufiihren. Auch die Uberschreitungen der Fristen nach Paragraph 14 SGB IX sind
durch die Trager haufig kaum beeinflussbar, da zundachst notwendige Unterlagen
eingereicht werden missen.

Fir die Tréger der Eingliederungshilfe ist 2019 als ein Jahr des Ubergangs zu werten. In
den Folgejahren kdnnte der THVB bei verbesserter Datenqualitéat und -validitat durchaus
steuerungsrelevante Informationen liefern zum Funktionieren der Antrags- und
Bearbeitungsprozesse im Bereich der Rehabilitation, sowohl Ubergreifend als auch
tragerbezogen. Daten des LVR-Dezernates Soziales konnten aus technischen Griinden
erst ab dem 01.07.2019 berticksichtigt werden.
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Fir den THVB des Jahres 2019 bestand fir die Trager der Kriegsopferflirsorge (KOF) eine
eingeschrankte Berichtspflicht. Diese bezog sich lediglich auf die im Jahr 2019 neu zu
bewilligenden Falle der Teilhabe am Arbeitsleben nach Paragraph 26 BVG flir beschéadigte
Menschen. Flr die KOF im Zustandigkeitsbereich des Landschaftsverbandes Rheinland
konnten im Jahr 2019 17 Falle gemeldet und ausgewertet werden.

Im Bereich der Kriegsopferversorgung (KOV), der fir Leistungen der medizinisc hen
Rehabilitation zustdndig ist, fand 2019 eine bundesweite Pilotierung durch einzelne
Behorden statt.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/187:

Zentrale Ergebnisse: Der 2. Teilhabeverfahrensbericht 2020
(Berichtsjahr 2019)

Der 2. Teilhabeverfahrensbericht (THVB) wurde am 30.12.2020 von der
Bundesarbeitsgemeinschaft fiir Rehabilitation e.V. (BAR) veréffentlicht und enthalt die
Daten aus dem Berichtsjahr 2019. Eine Zusammenfassung der Ergebnisse findet sich am
Anfang des 2. THVB auf den Seiten 3 bis 10!. Der Bericht steht unter diesem Link zum
Download zur Verfigung: https://www.bar-

frankfurt.de/fileadmin/dateiliste/THVB/2 THVB 2020.pdf .

In dieser Vorlage werden ausgewahlte Ergebnisse des Teilhabeverfahrensberichts 2020
(Berichtsjahr 2019) flr die Rehabilitationstrager Eingliederungshilfe (EGH) und
Kriegsopferfursorge und -versorgung (KOF / KOV) dargestellt. Der
Teilhabeverfahrensbericht betrifft also die LVR-Dezernate 5 und 7. Ab dem Berichtsjahr
2020 kommen noch die Leistungen der Eingliederungshilfe fir Kinder im Vorschulalter
hinzu, die im Dezernat 4 angesiedelt sind. Uber den 1. Teilhabeverfahrensbericht
(Berichtsjahr 2018) hatte die Verwaltung mit Vorlage Nr. 14/3985 informiert.

1. Hintergrund und Ziele des THVB

Im Zuge der Verabschiedung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) wurde der THVB
eingefihrt, in dessen Rahmen die Meldung statistischer Daten rund um den Prozess der
Beantragung und Bewilligung von Leistungen zur Rehabilitation erfolgt. Der THVB soll
~lransparenz Uber das Leistungsgeschehen im Rehabilitationsprozess herstellen,
Mdglichkeiten der Evaluation und Steuerung erdffnen und verfahrenshemmende Prozesse
besser erkennbar machen™ (S. 11). Die Rehabilitationstrager sind verpflichtet, Daten zu
insgesamt 16 Sachverhalten (Paragraph 41 Abs. 1 Nr. 1 bis 16 SGB IX) zu erheben und
an die BAR zu Ubermitteln, wobei nicht alle Sachverhalte gleichermaBen fir alle Reha-
Trager zutreffen:

e Sachverhalt 1: Anzahl der gestellten Antrdage auf Leistungen zur Rehabilitation
und Teilhabe

e Sachverhalt 2: Anzahl der Weiterleitungen nach Paragraph 14 Absatz 1 Satz 2
SGB IX

e Sachverhalt 3: Fristen nach Paragraph 14 SGB IX

e Sachverhalt 4: Durchschnittliche Zeitdauer zwischen Erteilung und Vorlage eines
Gutachtens

e Sachverhalt 5: Bearbeitungsdauer

e Sachverhalt 6: Erledigungsarten

e Sachverhalt 7: Antrittslaufzeiten mit und ohne Teilhabeplanung

e Sachverhalt 8: Anzahl der tréageribergreifenden Teilhabeplanungen und
Teilhabeplankonferenzen

e Sachverhalt 9: Anpassungen von Teilhabeplanen und deren Geltungsdauer

1 Bei Quellenangaben in der Vorlage zum 2. THVB beziehen sich alle Seitenangaben auf
die Seitenzahl im Bericht, nicht im Gesamt-PDF.
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e Sachverhalt 10: Erstattungsverfahren nach Paragraph 16 Absatz 2 Satz 2 SGB IX
(Erstattungsverfahren zwischen den Tragern)

e Sachverhalt 11: Tragerspezifisches Personliches Budget

e Sachverhalt 12: Trageriibergreifendes Persénliches Budget

e Sachverhalt 13: Mitteilungen nach Paragraph 18 Absatz 1 SGB IX (Mitteilungen
wegen langer Verfahrensdauer)

e Sachverhalt 14: Erstattungsverfahren nach Paragraph 18 SGB IX (Erstattungen
selbstbeschaffter Leistungen)

e Sachverhalt 15: Rechtsbehelfe: Widerspriche und Klagen

e Sachverhalt 16: Dauerhafte Integration in Arbeit nach einer Leistung zur Teilhabe
am Arbeitsleben

Auf dieser Grundlage erstellt die BAR jahrlich einen Bericht. Die gesetzlich vorgesehene
Beteiligung der Rehabilitationstréger erfolgt ab dem 2. THVB lber den in 2020 neu
gegrindeten Beirat THVB. LVR-Sozialdezernent Dirk Lewandrowski vertritt im Beirat die
Bundesarbeitsgemeinschaft der Uberdrtlichen Sozialhilfe- und Eingliederungshilfetrager
(BAGUS). Ab 2019 besteht fir die Rehabilitationstréager eine vollumféngliche
Berichtspflicht. Meldepflichtig sind die in Paragraph 6 SGB IX aufgezahlten Trager der
Leistungen zur Teilhabe:

o die gesetzliche Krankenversicherung

e die Bundesagentur flr Arbeit

e die gesetzliche Unfallversicherung

e die gesetzliche Rentenversicherung

o die Kriegsopferversorgung und Kriegsopferfiirsorge

o die offentliche Jugendhilfe

e die Eingliederungshilfe

2. Uberblick Datendarstellung zu den 16 Sachverhalten

Im 2. THVB werden die Daten zu den zu meldenden Sachverhalten nach Paragraph 41
Absatz 1 Nr. 1 bis 16 SGB IX ausfihrlich dargestellt. Bei der Betrachtung der
Datendarstellung ist zu beachten, dass bei den einzelnen Sachverhalten nicht von allen
Tragern Daten im gleichen Umfang vorliegen und die Datengrundlage je nach Merkmal
bzw. Sachverhalt somit variiert. Die Daten sind im Zuge eines Plausibilitdts- und
Validierungsverfahrens bereinigt und 8,3 Prozent der Ubermittelten Werte ausgeschlossen
worden (vgl. S. 31).

Fir den 1. Teilhabeverfahrensbericht hatten lediglich 39 Rehabilitationstrager Daten
Ubermittelt, Uberwiegend im Rahmen von Pilotprojekten. Filir den 2.
Teilhabeverfahrensbericht liegen Datenmeldungen von 991 Tragern vor. Die Meldequote
liegt bei 78,7 Prozent (vgl. S. 3). Der Berichtszeitraum umfasst grundsatzlich ein
Kalenderjahr. Die Veroffentlichung der gemeldeten Daten erfolgt anonymisiert; lediglich
der jeweilige Tragerbereich ist erkennbar.



2.1 Zentrale Ergebnisse aus dem Bereich der EGH

Wie auch in der Ergdnzung aus dem Bereich der Eingliederungshilfetrager ausgefihrt
wird (vgl. S. 162f.), ist 2019 fiir diese Leistungstréager als ein Jahr des Ubergangs zu
werten. Die mit der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes einhergehenden
Veranderungen bedeuteten einen erheblichen Vorbereitungs- und Umstellungsaufwand.
Der vorrangige Fokus der EGH-Trager lag darauf, die Leistungsgewdhrung
sicherzustellen. Dadurch konnten nicht bei allen Tragern die IT-technischen
Voraussetzungen zur Datenerhebung vollstéandig hergestellt werden.

Auch im LVR-Dezernat Soziales konnte die Datenerfassung aus technischen Griinden erst
zum 01.07.2019 beginnen. In der folgenden Darstellung werden die bundesweiten
Ergebnisse im Bericht zur Einordnung mit den gemeldeten Daten des LVR-Dezernates
Soziales kontrastiert.

Im Folgenden sind ausgewahlte wichtige Ergebnisse aus dem Trdagerbereich der EGH zu
den folgenden Sachverhalten nach Paragraph 41 Absatz 1 Nr. 1 bis 16 SGB IX aufgeflihrt
(vgl. Kapitel 3 ,Ergebnisse der Datenauswertung" im Bericht):

e Sachverhalt 1: Anzahl der gestellten Antrége auf Leistungen zur Rehabilitation
und Teilhabe

e Sachverhalt 2: Anzahl der Weiterleitungen nach Paragraph 14 Absatz 1 Satz 2
SGB IX

e Sachverhalt 3: Fristen nach Paragraph 14 SGB IX

e Sachverhalt 5: Bearbeitungsdauer

e Sachverhalt 6: Erledigungsarten

e Sachverhalt 7: Antrittslaufzeiten mit und ohne Teilhabeplanung

e Sachverhalt 15: Rechtsbehelfe: Widerspriche und Klagen

Sachverhalt 1: Anzahl der gestellten Antrdage auf Leistungen zur Rehabilitation
und Teilhabe

Die Anzahl der Gesamtantriage beinhaltet die Gesamtheit aller bei einem
Rehabilitationstrager gestellten bzw. eingegangenen Antrage, unabhangig von deren
weiteren Bearbeitungsverlaufen. Gesamtantrage beinhalten einen oder mehrere Antrage
auf Reha- und Teilhabeleistungen, die innerhalb von 14 Tagen von der gleichen Person
gestellt wurden.



Abbildung 1: Anzahl der Gesamtantréage nach Tragerbereich
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Quelle: BAR, 2. Teilhabeverfahrensbericht, 2020.

Insgesamt liegen 3,2 Milionen Gesamtantrage vor; davon ca. 157.000 (etwa 5 Prozent)
aus dem Bereich der Eingliederungshilfe (EGH). Die meisten Gesamtantrdge wurden mit
Uber 1,8 Millionen Antragen im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung gestellt.

Im Tragerbereich EGH wurden durchschnittlich 627 Gesamtantrage pro Trager gestellt.
Bei dem EGH-Trager mit der groBten Anzahl an Antragen wurden 19.268 Antrage
gestellt. Das LVR-Dezernat Soziales hat 10.488 Gesamtantrage fur das zweite Halbjahr
2019 gemeldet.

Antrage innerhalb der Leistungsgruppen: Der groBte Anteil der in der EGH gestellten
Antrage entfallt mit 70 Prozent auf Leistungen zur sozialen Teilhabe. 7 Prozent der
gestellten Antrage in der EGH entfallen auf Leistungen der medizinischen Rehabilitation,
10 Prozent auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und 13 Prozent auf Leistungen
zur Teilhabe an Bildung.

Im LVR-Dezernat Soziales ist der Anteil der gestellten Antréage auf Leistungen zur
sozialen Teilhabe mit 83 Prozent hdher als im Durchschnitt der EGH-Trager. Der Anteil
der Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und der Leistungen zur Teilhabe an
Bildung betragt jeweils 2 Prozent - also deutlich weniger als im bundesweiten
Durchschnitt im Tragerbereich EGH. Bei den Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
sind es 13 Prozent, was leicht Gber dem EGH-Durchschnitt liegt.

Sachverhalt 2: Anzahl der Weiterleitungen nach Paragraph 14 Absatz 1 Satz 2
SGB IX

In Sachverhalt 2 wird dargestellt, wie oft ein erstangegangener Trager einen Antrag
wegen vollstandiger Unzustandigkeit weiterleitet. Der Anteil der Weiterleitungen an allen
entschiedenen Gesamtantragen liegt Uber alle Tragerbereiche im Schnitt bei 8,2 Prozent,
im Tragerbereich EGH bei 1,6 Prozent. Der geringe Anteil an Weiterleitungen lasst sich
u.a. darauf zuriickfiihren, dass die EGH-Trager zu einem groBen Anteil Antrége
weitergeleitet bekommen und somit als zweitangegangener Trager automatisch
zustandig sind. Dies wird auch im Bericht dargestellt (,Aus den Tragerbereichen™ S. 60).
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Sachverhalt 3: Fristen nach Paragraph 14 SGB IX

Nach dem Antragseingang muss der Rehabilitationstrager binnen zwei Wochen lber die
Zustdndigkeit entscheiden (Frist 3a). Ist der Trager nach dem fir ihn geltenden
Leistungsrecht zusténdig, wird er zum leistenden Rehabilitationstréager. Uber alle
Tragerbereiche hinweg wurde diese 2-Wochen-Frist bei 14,9 Prozent der Zustandigkeits-
feststellungen Uberschritten. In der EGH kam es durchschnittlich bei 12,6 Prozent der
Antrdge zu einer Fristiberschreitung bei der Zustandigkeitsfeststellung, im Maximalfall
waren jedoch bei einem Trager 83 Prozent der Antrage betroffen. Einzelne Jugendhilfe-
Trager melden sogar bei 100 Prozent der Antrdge Fristiberschreitung. Beim LVR-
Dezernat Soziales kommt es in etwa 50 Prozent der Falle zur Fristlberschreitung. Dazu
tragen lange Wartezeiten bei, zum Beispiel auf relevante Unterlagen der Antragsteller,
worauf die Trager kaum Einfluss nehmen kénnen (vgl. S. 73).

Ist der Trager zustdndig oder leitet den Antrag nicht fristgerecht an den nach seiner
Auffassung zustandigen Trager weiter, wird er zum leistenden Rehabilitationstrager.
Dementsprechend stellt er den Rehabilitationsbedarf fest und entscheidet innerhalb von
drei Wochen nach Antragseingang lber den Antrag (Frist 3b). Der Anteil der
Fristiberschreitungen bei Entscheidungen zu Gesamtantragen ohne Gutachten betrdagt
insgesamt bei allen Tragerbereichen 20 Prozent. Das LVR-Dezernat Soziales liegt hier mit
einem Anteil der Fristiberschreitungen von 46 Prozent etwas unter dem EGH-
Durchschnitt von 53 Prozent.

Wenn zur Bedarfsfeststellung ein Gutachten nach Paragraph 17 SGB IX in Auftrag
gegeben wird, muss der Trager innerhalb von zwei Wochen nach Vorlage des Gutachtens
Uber den Antrag entscheiden (Frist 3c). Da beim LVR-Dezernat Soziales solche Gutachten
nicht beauftragt werden, wurden keine Daten gemeldet.

Sachverhalt 5: Bearbeitungsdauer

Die Bearbeitungsdauer ergibt sich aus der Zeit vom Antragseingang beim leistenden
Reha-Trager bis zur Entscheidung Uber den Antrag.

Die BAR unterscheidet hier zwischen der durchschnittlichen Bearbeitungsdauer bei
Bewilligung sowie bei Ablehnung und sonstiger Erledigung. Bei Betrachtung ohne diese
Unterscheidung, ergibt sich eine durchschnittliche Bearbeitungsdauer bis zur
Entscheidung von 22 Tagen fir alle Reha-Trager und von 71 Tagen flr die EGH.



Abbildung 2: Durchschnittliche Bearbeitungsdauer bei Bewiligung und Erledigung (in
Tagen) nach Tragerbereich
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Quelle: BAR, 2. Teilhabeverfahrensbericht, 2020.

Die durchschnittliche Dauer bis zur vollstandigen oder teilweisen Bewilligung eines
Gesamtantrags betragt Gber alle Tragerbereiche hinweg 19 Tage. In der EGH betragt
dieser Wert 68 Tage; nur die Jugendhilfe hat mit durchschnittlich 86 Tagen eine langere
Bearbeitungsdauer. Das LVR-Dezernat Soziales liegt auch hier deutlich Gber dem Schnitt
mit einer durchschnittlichen Bearbeitungszeit von 151 Tagen. Die langen
Bearbeitungszeiten in der EGH sind oft darauf zurlickzufihren, dass notwendige
Unterlagen erst verspatet durch den Antragsteller eingereicht werden. Zudem ist die
Bedarfsfeststellung oft komplex und zeitaufwandig, da sehr haufig Gesprache und
Termine mit verschiedenen Beteiligten notwendig sind, um den Bedarf festzustellen (vgl.
dazu auch S. 87).

Bei vollstandiger Ablehnung bzw. sonstiger Erledigung liegt die durchschnittliche
Bearbeitungsdauer Uber alle Trager hinweg mit 31 Tagen hdher als bei Bewilligungen; in
der EGH liegt sie bei 81 Tagen. Hohere Werte haben die Trager der Jugendhilfe mit einer
Bearbeitungsdauer von 102 Tagen und die Trager des sozialen Entschadigungsrechts mit
137 Tagen. Das LVR-Dezernat Soziales hat eine durchschnittliche Bearbeitungszeit von
185 Tagen gemeldet, wobei bestimmte IT-Prozesse hier mbglicherweise zu Verzerrungen
fahren.



Sachverhalt 6: Erledigungsarten

Bei diesem Sachverhalt wird aufgefihrt, wie viele Gesamtantrage

o vollstéandig bewilligt werden

o teilweise bewilligt werden

e vollsténdig abgelehnt werden

e unter ,Sonstige Erledigungen® fallen (z.B. Rliicknahme des Antrags durch
Antragstellenden, Tod des Antragstellenden)

Abbildung 3: Prozentuale Verteilung der Erledigungsarten des Gesamtantrags nach
Tragerbereich

01,7

BA

EGH

GKV

JH

RV

SER
v kA

m Vollstdndige Bewilligung O Teilweise Bewilligung mVollstandige Ablehnung @ Sonstiges

Quelle: BAR, 2. Teilhabeverfahrensbericht, 2020.

Fir diese Berechnungen bildeten insgesamt Uber 2,85 Millionen entschiedene
Gesamtantrége die Datengrundlage. Uber alle Tragerbereiche wurden 72 Prozent der
entschiedenen Gesamtantrage vollstandig bewilligt (EGH 90 Prozent), 8 Prozent teilweise
bewilligt (EGH 3 Prozent), 18 Prozent abgelehnt (EGH 4 Prozent) und 2 Prozent fallen
unter ,Sonstige Erledigungen® (EGH 3 Prozent).

Die Anteile aus dem LVR-Dezernat Soziales bewegen sich grundsatzlich in einer @hnlichen
GroBenordnung, allerdings muss die Berechnungsgrundlage fir diese Zahlen noch
Uberarbeitet werden.

Sachverhalt 7: Antrittslaufzeiten mit und ohne Teilhabeplanung

Die Antrittslaufzeit bezieht sich auf die durchschnittliche Zeitdauer zwischen dem Datum
des Bewilligungsbescheids und dem Beginn der ersten angetretenen Leistung. Flr die
Antrittslaufzeit ist nach Paragraph 41 Absatz 1 Nr. 7 SGB IX eine Unterscheidung danach
vorgesehen, ob eine Teilhabeplanung durchgefiihrt wurde oder nicht. Da das LVR-
Dezernat Soziales im Berichtsjahr 2019 keine Teilhabeplanungen durchgefiihrt hat,
entsprechen die Antrittslaufzeiten ohne Teilhabeplanung den Antrittslaufzeiten
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insgesamt, welche im Folgenden kurz dargestellt werden. Eine Teilhabeplanung ist
erforderlich, wenn Teilhabeleistungen verschiedener Leistungsgruppen eines Tragers oder
Teilhabeleistungen mehrerer Trager erforderlich sind (Paragraph 19 Absatz 1 Satz 1 und
3 SGB IX).

Die Antrittslaufzeit ist negativ, wenn der Leistungsbeginn der ersten angetretenen
Leistung vor dem ersten Bewilligungsbescheid liegt. Dies kam insgesamt im Berichtsjahr
2019 bei ca. 158.000 Leistungen vor, wobei die durchschnittliche Antrittslaufzeit -56
Tage betrug. In der EGH gab es 62.000 Leistungen mit negativer Antrittslaufzeit, wobei
die Laufzeit im Durchschnitt bei -86 Tagen lag. Im LVR-Dezernat Soziales war die
Antrittslaufzeit bei etwa 9.800 Antragen negativ; im Durchschnitt wurden die Leistungen
140 Tage vor der Bewilligung gewahrt.

Im Tragerbereich EGH liegt bei etwas mehr als die Halfte der Falle (57 Prozent) der
Leistungsantritt zeitlich vor dem Bewilligungsbescheid, wahrend insgesamt bei allen
Reha-Tragern lediglich 17 Prozent der Leistungsantritte vor dem Bewilligungsbescheid
liegen. Im LVR-Dezernat Soziales werden sogar 94 Prozent aller Leistungen vor dem
Bewilligungsbescheid angetreten. Wenn der Bedarf im Grundsatz bereits feststeht,
kénnen die Leistungsberechtigten eine Leistung antreten (nach Absprache mit dem
zustandigen Leistungserbringer), bevor der schriftliche Bewilligungsbescheid erstellt
wurde (vgl. S. 106). Dies dient der Bedarfsdeckung der oder des Leistungsberechtigten.

Wird eine Leistung am Tag des Bescheids oder danach angetreten, spricht man von einer
positiven Antrittslaufzeit. Uber alle Tréagerbereiche hinweg gab es bei 1,83 Millionen
Leistungen eine positive Laufzeit von durchschnittlich 42 Tagen. Davon entfallt nur ein
geringer Teil auf die Trager der EGH: Hier wurden 50.000 Leistungen bewilligt, die im
Schnitt nach 24 Tagen angetreten wurden. Im LVR-Dezernat Soziales wurden etwa 600
Leistungen nach der Bewilligung angetreten und zwar im Schnitt 22 Tage nach der
Bewilligung.
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Sachverhalt 15: Rechtsbehelfe: Widerspriiche und Klagen
Ein Rechtsbehelf wird im THVB als erfolgreich erfasst, wenn ihm aus Sicht des

Leistungsberechtigten stattgegeben wurde.

Abbildung 4: Prozentuale Verteilung erfolgreicher und nicht erfolgreicher Widerspriiche
nach Tragerbereich

BA 317 683

EGH 744

GKV 379

JH

RV 49,3 50,7

SER 100,0

uv 219 781

W erfolgreich ' Onicht erfolgreich

Datengrundlage: 219.202 entschiedene Widerspriiche? von 265 Tragermn.

1 Erfolgreich aus Sicht des Leistungsberechtigten.

2Die Anzahl der entschiedenen Widerspriiche wird nur fiir die Trager angegeben, von denen sowohl
Angaben zur Anzahl der erfolgreichen Widerspriiche als auch zur Anzahl der entschiedenen
Widerspriiche vorliegen und die mindestens einen entschiedenen Widerspruch gemeldet haben.

Quelle: BAR, 2. Teilhabeverfahrensbericht, 2020.

Insgesamt wurden etwa 219.000 Widerspriiche entschieden, davon waren 52 Prozent aus
Sicht der Leistungsberechtigten erfolgreich. Mit 1.138 entschiedenen Widerspriichen
wurde nur ein sehr geringer Anteil (0,5 Prozent) im Tragerbereich EGH entschieden.
Innerhalb des Tragerbereichs EGH waren 26 Prozent der Widerspriiche fir die
leistungsberechtigte Person erfolgreich, im LVR-Dezernat Soziales waren es 24 Prozent.

Bundesweit wurden rund 7.600 Klagen entschieden, davon waren 31 Prozent aus Sicht
der leistungsberechtigten Person erfolgreich. Im Bereich der EGH wurden lediglich 60
Klagen entschieden, 28 Prozent zugunsten der Leistungsberechtigten. Im LVR-Dezernat
Soziales war die Halfte der Klagen erfolgreich.
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Abbildung 5: Prozentuale Verteilung erfolgreicher und nicht erfolgreicher Klagen nach
Tragerbereich

BA 81,8 68,2
EGH 283 77
GKV 38,6 61,5
JH 28,0 72,0
RV 30,1 69,9
SER kA
uv 29,8 70,2
B erfolgreich: Onicht erfolgreich
Datengrundlage: 7.626 entschiedene Klagen? von 64 Tragern.
1 Erfolgreich aus Sicht des Leistungsberechtigten.
2Die Anzahl der erfolgreichen Klagen und die Anzahl der entschiedenen Klagen wird nur fir die Trager
angegeben, von denen sowohl Angaben zur Anzahl der erfolgreichen Klagen als auch zur Anzahl der
entschiedenen Klagen vorliegen und die mindestens eine entschiedene Klage gemeldet haben.

Quelle: BAR, 2. Teilhabeverfahrensbericht, 2020.

2.2 Zentrale Ergebnisse aus dem Bereich der Sozialen Entschadigung

Fir den THVB des Jahres 2019 bestand fir die Trager der Kriegsopferfiirsorge (KOF) eine
eingeschrankte Berichtspflicht. Diese bezog sich lediglich auf die im Jahr 2019 neu zu
bewilligenden Falle der Teilhabe am Arbeitsleben nach Paragraph 26 BVG fiir beschadigte
Menschen. Fur die KOF im Zustandigkeitsbereich des Landschaftsverbandes Rheinland
konnten im Jahr 2019 17 Falle gemeldet und ausgewertet werden.

Anhand dieser geringen Zahl meldepflichtiger Félle kann fir die KOF kein
aussagekraftiges Fazit fir das Berichtsjahr 2019 gezogen werden. Inhaltliche Aussagen
zu den Ergebnissen der einzelnen Merkmale sind ebenfalls nur schwer oder gar nicht
moglich. Bei vielen Merkmalen ist das Meldeergebnis oftmals kleiner als 5 Falle. Zudem
wirde die Aussagekraft einzelner Merkmale wie z.B. die Bearbeitungsdauer schnell durch
einen oder zwei Falle mit wesentlich langeren Bearbeitungszeiten verfalscht und spiegelt
somit den Durchschnittswert bei diesen Merkmalen nicht bzw. nur bedingt richtig wieder.
Auch fehlten fir das Berichtsjahr 2019 teilweise noch technische Voraussetzungen, um
Daten vollstandig zu erheben.

Mit belastbaren Zahlen kann daher erst ab dem Jahr 2020 gerechnet werden, wenn
zusatzlich zur Teilhabe am Arbeitsleben auch die Leistungen der KOF-Eingliederungshilfe
gemeldet und ausgewertet worden sind. Die Anzahl der gemeldeten Falle wird dann
héher sein und aufgrund einer besseren Datenqualitat auch ein Fazit zu den einzelnen
Merkmalen zulassen.
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Wie flur den Tragerbereich der EGH ist das Berichtsjahr 2019 auch fir die KOF als
Ubergangsjahr zu werten.

Im Bereich der Kriegsopferversorgung (KOV), der flr Leistungen der medizinischen
Rehabilitation zustandig ist, fand 2019 eine bundesweite Pilotierung durch einzelne
Behorden statt. Die dort gesammelten Erfahrungen flieBen in die kiinftige Datenerhebung
ein.

3. Fazit und Ausblick auf den THVB 2021 (Berichtsjahr 2020)

Auch wenn das Berichtsjahr 2019 gerade fir den Tragerbereich der EGH eher als
Ubergangsjahr gewertet werden sollte, bietet der 2. THVB einige interessante Ergebnisse.
Er zeigt die Vielfalt in der Praxis der Reha-Trager trageriibergreifend und innerhalb der
Tragerbereiche auf. Allein schon in der GroBe: So variiert beispielsweise die Anzahl der
gestellten Gesamtantrage zwischen 0 und 770.515 (Maximalwert bei einem Trager der
gesetzlichen Rentenversicherung).

Die Eingliederungshilfe unterscheidet sich bei einigen zentralen Merkmalen deutlich vom
Durchschnitt der Reha-Trager insgesamt. Zusammengefasst lasst sich feststellen, dass
die Bearbeitung deutlich komplexer ist und langer dauert, aber die Quote der
Bewilligungen auch deutlich héher ist - 90 Prozent der EGH-Antrage werden vollstandig
bewilligt, aber nur 72 Prozent im bundesweiten Schnitt Gber alle Tréager. Im Gegenzug
werden 4 Prozent der EGH-Antrage abgelehnt, aber 18 Prozent der Reha-Antrage im
allgemeinen Durchschnitt. Deutlich seltener greifen Leistungsberechtigte folgerichtig auch
zu Rechtsmitteln. Wéhrend 5 Prozent aller Gesamtantrdge 2019 auf die EGH entfallen,
sind es nur 0,5 Prozent aller Widerspriiche und 0,8 Prozent aller Klagen. Die
Erfolgswahrscheinlichkeit fir die Leistungsberechtigten ist dann auch nur ungefahr halb
so hoch wie im allgemeinen Durchschnitt.

Bei der Einordnung der Ergebnisse sind tragerspezifische Rahmenbedingungen unbedingt
zu beachten. Bei der Uberdurchschnittlich langen Bearbeitungsdauer in der EGH spielt die
komplexe und zeitaufwdndige, personenzentrierte Bedarfsfeststellung eine Rolle, die mit
einem Antrag auf eine Krankenkassen-Kur nur begrenzt vergleichbar ist. Auch die
Uberschreitungen der Fristen nach Paragraph 14 SGB IX sind durch die Trager haufig
kaum beeinflussbar, da zundchst notwendige Unterlagen eingereicht werden miissen. In
der EGH ist der Anteil der Falle, bei denen der Leistungsantritt zeitlich vor dem
Bewilligungsbescheid liegt, deutlich héher als im Durchschnitt der Reha-Trager. Wenn der
Bedarf im Grundsatz bereits feststeht, kbnnen die Leistungsberechtigten eine Leistung
vor der Erstellung des schriftlichen Bewilligungsbescheids antreten, um den Bedarf an
EGH-Leistungen zeitnah zu decken.

In den Folgejahren kénnte der THVB bei verbesserter Datenqualitat und -validitat
durchaus steuerungsrelevante Informationen liefern zum Funktionieren der Antrags- und
Bearbeitungsprozesse im Bereich der Rehabilitation, sowohl Uibergreifend als auch
tragerbezogen. Das LVR-Dezernat Soziales plant zudem, die erhobenen Prozessdaten bei
ausreichender Validitat auch fir interne Steuerung und Qualitatsverbesserung zu nutzen.

Zwei Entwicklungen werden nach Einschatzung der BAR splrbare Auswirkungen auf den
THVB im kommenden Jahr (Berichtsjahr 2020) haben. Zum einen ist filr einige
Tragerbereiche bereits abzusehen, dass durch die SARS-CoV-2-Pandemie die Anzahl der
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gestellten Antrage und die Anzahl der Leistungsantritte im Vergleich zum Vorjahr sinken
wird (vgl. S. 168).

Zum anderen ist zum 01.01.2020 die dritte Stufe des Bundesteilhabegesetzes in Kraft
getreten. Insbesondere die Trennung von Fachleistungen und existenzsichernden
Leistungen wird sich nach Ansicht der BAR auf die Antragszahlen einzelner Tréager
auswirken (vgl. S. 168). Das LVR-Dezernat Soziales muss aufgrund der ab 2020
geltenden neuen Leistungsstruktur entsprechend dem BTHG die Programmierung zur
Erstellung der Datenmeldung fir den THVB erneut verandern, anpassen und testen. Der
Prozess der Qualitatssicherung wird vermutlich noch einige Jahre in Anspruch nehmen.
Gleiches gilt hier fir den Tragerbereich der KOF.

Ab dem 3. THVB (Berichtsjahr 2020) werden neben den Leistungen der LVR-Dezernate 5
und 7 auch die neuen EGH-Leistungen flr Vorschulkinder des LVR-Dezernates 4 in den
Bericht einflieBen.

In Vertretung

Lewandrowski

15



	Begründung15-187

